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Morgen⸗Ausgabe. 


Sonnabend, den 21. 


Februar 1885. 


Nr. 87. 


Landtags⸗ Verhandlungen. 
Abgeordnetenhaus. 
23. Sitzung vom 20. Februar. 


Bräfldent v. Köller eröffnet die Sitzung 
um 11½ Uhr. 

Am Miniſtertiſch: v. Goßler, Greiff, Bonip. 

Die Tribünen ſind gut beſetzt. 

Auf der Tagesordnung ſteht die zweite Be⸗ 
rathung des Etats des Miniſteriums der geift- 
lichen, Unterrichts- und Medizinal-Angelegenheiten. 

Bei Kap. 34 Tit. 1 (Einnahmen aus dem 
evangeliſchen Kultus) wies der Abg. Stöcker 
darauf bin, daß der Staat zu der nothwendigen 
Theilung großer Parochien Beiträge zu liefern 
babe, um einem Nothſtande zu begegnen, der viel- 
fach die ſeelſorgeriſche Thätigkeit geradezu unmög- 
lich gemacht habe. In den Berliner Vorſtädten 
kämen auf 800,000 evangeliſche Chriſten nur 30 
Geiſtliche und 20 Kirchen. Die liberale Stadt- 
ſpnode habe zwar Schritte zur Beſeitigung dieſes 
Uebelſtandes gethan, ſei aber bei den Kirchenbe⸗ 
hörden nicht durchgedrungen. Ohne Hülfe des 
Staates könne die evangeliſche Kirche, die ja im- 
merhin im Weſentlichen noch eine Staatskirche jet, 
nicht exiſtiren. Das mehr und mehr hervortre⸗ 
tende Weſen des Atheismus zeige, wie nothwen⸗ 
dig die Pflege des religiöͤſen Lebens für unſer 
Volk ſei. 

Abg. Dr. Reichenſperger (Köln) 
meinte, wenn der Abg. Stöcker den Bau neuer 
evangeliſcher Kirchen verlange, dann müſſe er in 
erſter Linie dafür ſorgen, daß die in Folge des 


Kulturkampfes geſchloſſenen katholiſchen Kirchen 


wieder geöffnet würden. Die katholiſche Kirche 


verlange keine Unterſtützung vom Staat, ſie wolle 


eine freie Kirche von Gottes Gnaden ſein. 

Abg. br. Langerhans ſprach die An- 
ſicht aus: die Berliner Gemeinden ſeien leiſtungs⸗ 
fähig genug, um ſich aus eigenen Mitteln Kirchen 
zu bauen. Sie wünſchten auch keine Staatsunter- 
ſtützung, ſondern lediglich eine größere Freiheit bei 
der Wahl ibrer Prediger. 

Abg. D. Windthorſt rieth dem Abg. 
Stocker, die Krücke des Staats bald wegzuwerfen; 
auch die Katholiken verlangten vom Staat nichts 
weiter, ale Freiheit. Ein folder Antrag, wie ihn 
der Abg. Stöcker angedeutet, müſſe nicht aus der 
Initiative eines einzelnen Abgeordneten, ſondern 
der kirchlichen Behörden hervorgehen; alsdann 
werde auch er bereit ſein, denſelben warm zu un⸗ 
terſtützen. Allerdings müßte dann auch noch ein 
beſtimmter Vertbeilungsmodus gefunden werden, 
denn dem Ermeſſen des Staats allein dürfe die 
Vertheilung nicht überlaſſen werden. 

Abg. Stöcker erklärte, daß der Staat, der 
durch ſeine Geſetzgebung die Ueberfüllung der 
großen Städte verſchuldet habe, auch verpflichtet 
ſei, zur Beſeitigung des kirchlichen Nothſtandes bei- 
zutragen. 

Abg. v. Eynern meinte, daß die Katho- 
liken, wie der Etat erweiſe, fi über Benachthei- 
ligung von Seiten des Staates nicht zu beklagen 
hätten. Dem Abg. Stöcker gebe er zu, daß in 
der That ein kirchlicher Nothſtand vorhanden ſei, 
zu deſſen Beſeitigung der Staat mit beitragen 
müſſe. 

Abg. Pr. Frhr. v. Shorlemer-Alf 
erwiderte dem Abg. v. Eynern, daß der Staat 
für die katboliſche Kirche kaum das aufwende, 
was die Zinſen des Kapitals ausmachten, welches 
früber der katboliſchen Kirche genommen worden 
ſei. Die Behauptung des Abg. Stöcker in Betreff 
der evangeliſchen Staatekirche müſſe er mit Ent 
ſchiedenbeit zurückweiſen. Preußen ſei ein pari- 
tätiſcher Staat, in welchem den Katholiken dieſel⸗ 
ben Rechte zuſtänden wie den Evangellſchen. 

Der Abg. Windthorſt betonte nochmals, 
daß die katholiſche Kirche weiter nichts als Frei⸗ 
beit für ſich verlange. Der Abg. Stöcker babe 
gegen die evangeliſchen Kirchenbehörden die ſchwer⸗ 


den Antrag Stöcker befürwortet habe. Das laſſe 
hoffen, daß auch fernerhin die nationalliberale 
Partei an den ſozialpolitiſchen Aufgaben mitwir⸗ 
ken werde. Vom Zentrum ſei die Aufforderung 
gekommen zur Beſeitigung des Kulturkampfes. Er 
erwidere darauf: möge das Zentrum ſeiner (des 
Redners) Partei auf politiſchem Gebiet helfen. 
Das ſei in letzter Zeit nicht geſchehen. Vielmehr 
habe ſich das Zentrum mehr und mehr auf die 
Seite der Oppoſition geſtellt. 

Der Abg. v. Eynern glaubte den Dank 
des Abg. v. Rauchhaupt zurückweiſen zu müſſen. 
Die nationalliberale Partei habe ſchon vor Jah- 
ren der Beſeitigung des kirchlichen Nothſtandes 
ihre Aufmerkſamkeit zugewendet, und die ſozialpo⸗ 
litiſchen Geſetze im Reiche ſeien nur mit Beihülfe 
ſeiner Partei zu Stande gekommen. Der Abg. 
v. Schorlemer-Alft habe gemeint: die Herſtellung 
einer geordneten Seelſorge werde ausreichen, um 
der ſittlichen Verwilderung der Maſſen entgegen ⸗ 
zutreten. Er könne nur jagen, daß die Thätig- 
fett der katholiſchen Hetzpreſſe nur dazu beigetra- 
gen habe, die Verwilderung größer zu machen. 

Der Abg. Stöcker wies darauf hin, daß, 
wenn die Katholiken ſich in Preußen der Parität 
zu erfreuen hätten, fie das nur einem evangeli- 
ſchen Grundſatz verdankten. In katholiſchen Län⸗ 
dern babe man nicht die gleiche Rückſicht auf die 
Evangeliſchen ausgeübt. 

Der Abg. Windthorſt ſuchte des Nähe- 
ren die vom Zentrum befolgte Taktik den Vor- 
haltungen des Abg. v. Rauchhaupt gegenüber zu 
rechtfertigen. » 

Da ein Antrag nicht vorlag, konnte die 
Debatte zum formellen Abſchluſſe nicht geführt 
werden. 

Die weitere Berathung des Kultusetats wurde 
auf morgen 11 Uhr vertagt. 

Schluß 2½ Uhr. 


Deutſchland. 


Berlin, 20. Februar. Dem Reichstag ift 
ſoeben ein Geſetzentwurf zugegangen, welcher das 
Reichsbeamtengeſetz dahin zu ergänzen beſtimmt 
iſt, daß Reichsbeamte wegen gewiſſer Handlungen, 
die ſie vor ihrem Eintritte in den Reichsdienſt 
begangen haben, nachträglich zur Diszipli- 
narunterſuchung gezogen werden können, falls jene 
Handlungen derartiger Natur find, daß eine Ahn⸗ 
dung im Disziplinarwege eintreten könnte. Die 
Wichtigkeit dieſes Geſeßentwurfs leuchtet auf den 
erſten Blick ein. 


— Es fliegen Sturmvögel auf, die anzu⸗ 
deuten ſcheinen, daß ein Aufrollen der geſammten 
Orientfrage möglich wäre. Einem Telegramm aus 
Wien zufolge meldet die „Neue Freie Preſſe“ aus 
Konſtantinopel: 

„Rußland offerirte der Türkei ſeine guten 
Dienfte, um Italien zur Räumung der am rothen 
Meer okkupirten Punkte zu beſtimmen. Die Tür⸗ 
kei bat das ruſſiſche Anerbieten bisher nicht an⸗ 
genommen; die Ruſſen werden jedoch die Offerte 
wiederholen. Die Ruſſen jagen, durch die Er- 
eigniſſe an den Kuͤſten des rothen Meeres ſel der 
Berliner Vertrag hinfällig geworden und Rußland 
könne die Ausführung des Stefano-Vertrages for- 
dern; in Konftantinopel werde die Lage als ernſt 
aufgefaßt.“ 

Es wird ſich zunächſt erweiſen müſſen, ob 
dieſe konſtantinopolitaniſchen Sturmvögel echt ſind, 
oder ob hinter denſelben etwa ein Hirſch ſteckt. 
Was das Anerbieten Rußlands betrifft, ſo hat 
die Pforte jedenfalls Recht, wenn ſie ſich auf den 
Standpunkt des „Timeo Danuos et dona feren- 
tes“ ſtellt, Rußland pflegt fi ſolche „guten 
Dienſte“ ſpäter ſehr theuer bezahlen zu laſſen. 
Die angebliche Drohung Rußlands, der Berliner 
Vertrag ſei binfällig und der Vertrag von Ste⸗ 
fano trete wieder in Kraft, iſt wohl nicht ernſt zu 
nehmen. 


— Auf dem letzten Hofballe wurde Profef- 


fen Anklagen erhoben, jo daß er nie ſchwerere ſor Schweninger der „N. Pr. Ztg.“ zufolge durch 


gehört habe. 


eine buldvolle Anſprache des Kaiſers ausgezeichnet. 


Der Abg. Zelle ſtimmte dieſer letzten Be- Der Kaiſer erkundigte ſich ſehr eingehend nach der 
bauptung zu. In Berlin würde ein guter Theil Kur, der ſich Fürſt Bismarck nach der Methode 
der Noth beſeitigt werden, wenn die reichen Ge- des Proſeſſors Schweninger unterzogen hat, und 
meinden im Innern der Stadt veranlaßt würden, ſprach dem Profeſſor Schweninger jeinen Dant 
den Vorſtadtgemeinden von ihrem Reichthum ab- aus, daß er die Geſundheit des Fürſten wieder 


zugeben. 


hergeſtellt habe. „Den Fürſten,“ ſchloß der Kai- 


Der Abg. v. Rauchhaupt ſprach dem ſer, „müſſen Sie mir geſund erhalten, ganz ge- 


Abg. v. Eynern ſeinen Dank dafür aus, daß er 


wiß.“ 


— Dem „Nouvelliſte de Lyon“ wird aus größere Publikum iſt nur der entworfene Nachtrag 


Nizza unterm 17. d. Mts. gemeldet: 


„Ein Er- zum Statut der ſtädtiſchen Sparkaſſe von Inter⸗ 


eigniß, über welches bisher nichts zur Kenntniß ſeſſe, derſelbe hat folgenden Wortlaut: 


des größeren Publikums gelangt, da darüber ftren- 


$ 1. Von der Sparkaſſe werden Einlagen 


ges Stillſchweigen beobachtet werden ſoll, bat ſich von 50 Pfennigen bis 5000 Mark angenommen. 
während des jüngſten Aufenthaltes des Prinzen | Höhere Einlagen ſind nur mit Genehmigung des 


von Wales hierſelbſt zugetragen. Der Erbe der 
britiſchen Krone iſt der Gegenſtand eines Atten- 
tats geweſen, dem er beinahe zum Opfer gefallen 
wäre. Man weiß, daß die Fenier auf den Kopf 
des Prinzen einen Preis von 10,000 Dollars ge- 
ſetzt haben, und wir können verſichern, daß der 
Prinz nur durch einen glücklichen und ſeltſamen 
Zufall dem verbrecheriſchen Anſchlag entgangen 
iſt“ Da das genannte Lyoner Blatt mit dieſer 
Nachricht ganz allein daſteht, ſo ſind einige Zwei⸗ 
fel in die Zuverläſſigkeit derſelben wohl berechtigt. 

— Die Berathung über die der Schlußakte 
zu gebende Form wurde in der geſtrigen vierſtün⸗ 
digen Sitzung der Kommiſſion der afrikaniſchen 
Konferenz fortgeſetzt, in welcher ſämmtliche Be- 
vollmächtigte, mit Ausnahme des an einem Bein- 
bruche darnieder liegenden niederländiſchen Ge- 
ſandten, ſowie alle Delegirten zugegen waren. 
Wann die nächſte Sitzung ſtattfinden wird, ſteht 
noch nicht feſt. 

— Eine Depeſche des franzöſiſchen Admirals 
Courbet meldet über den Angriff der beiden fran- 
zöſiſchen Torpedoboote gegen zwei chineſiſche Kriegs- 
ſchiffe, daß derſelbe am 15. gegen 4 Uhr früh 
bei ſtockſinſterer Nacht ausgeführt worden ſei. 
Die Offiziere der franzöſiſchen Schiffe hätten bei 
dem Gefechte einen Muth und eine Kaltblütigkeit 
an den Tag gelegt, die ihnen rzu höchſten Ehre 
gereiche. 


Ausland. 


Paris, 19. Februar. Die Erklärungen 
Jules Ferry's in der heutigen Sitzung der mit 
der Prüfung des Wahlgeſetzes betrauten Kom- 
miſſion haben zum Theil überraſcht. Man batte 
namentlich nicht erwartet, daß der Konſeilpräſident 
ſich jo entſchieden weigern würde, über den pafjen- 
den Zeitpunkt der Neuwahlen irgend eine Anſicht 
uszudrücken und war auch nicht darauf gefaßt, 
daß Jules Ferry den Vorſchlag bekämpfen würde, 
das Datum der allgemeinen Neuwahlen zum 
Wahlgeſetze zu beſtimmen. Die Kommiſſion war 
durch dieſe Erklärungen wenig befriedigt, was ſie 
dadurch bekundete, daß ſie mit 5 gegen 3 Stim- 
men die von Jules Ferry bekämpfte Feſtſetzung 
der Neuwahlen auf den erſten Oktober-Sonntag 
im Wahlgeſetze beſchloß. Dadurch wird die Be- 
fürchtung vermehrt, daß die Frage hinſichtlich der 
Einführung des Liſtenſkrutiniums ernſte Schwie- 
rigkeiten hervorrufen wird. Der Miniſter hatte 
ſein Einverſtändniß damit ausgedrückt, daß die 
Debatte über das Wahlgeſetz ſofort nach der Be- 
endigung der Debatten über das Kornzollgeſetz 
ſtattfände. Der Deputirte Spuller ſtellte dann 
auch am Schluſſe der heutigen Sitzung einen be- 
züglichen Antrag, der mit 239 gegen 216 Stim- 
men angenommen wurde. Dieſe auffallend geringe 
Stimmenmehrheit erregte Aufſehen. 


Stettiner Nachrichten. 


Stettin, 21. Februar. Wir haben bereits 
in Kürze über die letzte Stadtverordneten⸗ 
Verſammlung berichtet; wir wollen heute 
nur noch näher auf die Debatten eingehen, welche 
ſich in Folge der beiden Hauptvorlagen entſpannen. 
Die Abänderungen des Sparkaſſen-Statuts find 
aus den von uns gebrachten Mittheilungen über 
die früberen Verhandlungen in derſelben Sache 
bereits bekannt. Es handelt ſich um Ausführung 
des Beſchluſſes der Verſammlung, nach welchem 
die Einlagen in die ſtädtiſche Sparkaſſe ſchon 
von 50 Pfg. an gemacht werden können | 
außerdem in verſchiedenen Gegenden der Stadt 
Annahmeſtellen der ſtädtiſchen Sparkaſſe errichtet 
werden ſollen, um ſo der ärmeren Klaſſe mehr 
Gelegenheit zu geben, ihr Erſpartes in der Nähe 
ihrer Wohnung abliefern zu können und dadurch 
den Sparſinn derſelben mehr zu fördern. Unterm 
30. Oktober v. J. hatte der Magiſtrat bereits 
eine Vorlage eingebracht, deren Berathung in der 
Stadtverordneten-Verſammlung am 6. November 
jedoch ausgeſetzt und der Magiſtrat um Druck 
legung erſucht wurde. Der Magiſtrat iſt nun 
dieſem Beſchluß nachgekommen und der Verſamm⸗ 
lung lag nun die Vorlage gedruckt vor. Für das 


aufgenommen. 


Vorſtandes zuläſſig, welcher aber auch berechtigt 
iſt, die Annahme von Einlagen überhaupt zurück- 
zuweiſen. Der $ 2 des Statuts vom 10. Mai 
bezw. 15. Juni 1881 wird aufgehoben. 


$ 2. Außer im Lokale der Sparkaſſe kön⸗ 
nen Einzahlungen von 50 Pf. bis zum Höchſtbe⸗ 
trage von 50 Mark auch bei den Annahmeſtellen, 
welche durch ein Amtsſchild kenntlich gemacht ſind, 
während der für dieſelben feſtgeſetzten Dienſtſtun⸗ 
den täglich, mit Ausnahme der Sonn- und Feſt⸗ 
tage, geleiſtet werden. 

Rückzahlungen finden auf den Annahmeſtellen 
nicht ſtatt. 

Einlegern, welche ihre Einzahlungen auf 
einer Annahmeſtelle machen, iſt der Vorſteher der- 
ſelben auf einem hierzu beſtimmten Formular eine 
mit ſeinem Amtsfiegel verſehene Beſcheinigung über 
den Betrag der letzten Einzahlung und die Ein⸗ 
lieferung des etwa mit übergebenen Guthabenbuchs 
zu ertheilen verpflichtet. 

Die Rückgabe der Guthabenbücher, bezüglich 
die Aushändigung der neu ausgefertigten Gutha- 
benbücher, erfolgt acht Tage nach der Einlieferung. 
Nur durch die mit dem Amtsſiegel verſehene Ber 
ſcheinigung des Vorſtehers der Annahmeſtelle wird 
die Stadtgemeinde Stettin zur Verzinſung der 
Einlage und deren Rückzahlung nach Maßgabe 
des Statuts und zur Aushändigung des über- 


gebenen oder neu ausgefertigten Guthabenbuches 


verpflichtet. 

Der Vorſteher der Annahmeſtelle iſt nach Ab⸗ 
lauf von 4 Wochen verpflichtet, die bis dahin von 
den Einlegern nicht abgebobenen Guthabenbücher 
an die Sparkaſſe zurückzugeben. 

Bei denjenigen Guthaben 
büchern, welche innerhalb 4 Wochen 
nach Ausſtellung der Beſchelnigung 
der Annahmeſtelle von den Ein- 
legern nicht abgeholt und von der 
An nahmeſtelle an die Sparkaſſe 
nicht zurückgegeben ſind, erliſcht 
der Anſpruch an die Stadtgemeinde 
Stettin auf Verzinſung und Rück⸗ 
zahlung der sämmtlichen Einla- 
gen, über welche das Guthabenbuch 
lautet. 

Die Annahmeſtellen ſind nicht verpflichtet, die 
Legitimation der Inhaber der Beſcheinigung der 
Annahmeſtellen zu prüfen. 

Die Beſcheinigung der Annahmeſtelle muß 
über vorſtehende Beſtimmungen eine Belehrung 
enthalten. 

§ 3. Die Vorſteher der Sparkaſſe find. be- 
rechtigt, Darlehne an die Stadt Stettin bis zum 
Geſammt⸗Betrage von 300,000 Mark ohne Un- 
terpfand dann zu gewähren, wenn die Rückzah⸗ 
lung innerhalb 4 Wochen erfolgen ſoll. Die Be⸗ 
ſtimmung im 8 3 if in Folge eines Antrages der 
Vorſteher der Sparkaſſe vom 15. Januar d. Je. 
Wir haben keinen Anſtand ge- 
nommen, dieſem Antrage, der einen leichteren 
Verkehr zwiſchen der Sparkaſſe und der Kämmerei- 
kaſſe bezweckt, zuzuſtimmen, da die Stadt Stettin 
ſtets in der Lage ſein wird und ſein muß, ihre 
Verpflichtungen zu erfüllen, auch nach $ 1 des 
Statuts Bürgin für die Sparkaſſe iſt. N 

Indem wir uns im Uebrigen auf die Vor- 
lage vom 30. Oktober v. Is beziehen, erſuchen 
wir die Stadtverordneten-Verſammluug ergebenft : 

1) ſich mit dem vorſtehend entworfenen Nach⸗ 
trage zum Sparkaſſen-Statute vom 10. Mai 
bezw. 15. Juni 1881 einverſtanden zu er- 
klären, 0 
die Einrichtung von ſechs Annahmeſtellen 
an den in der Vorlage vom 19. Septem- 
ber 1884 gedachten Orten zu genehmigen, 
3) die Zuſtimmung zu dem Entwurfe der In⸗ 

ſtruktion für die Annahmeſtellen zu er- 
thetlen. 


Herr br. Wolff, welcher über die Vor⸗ 
lage referirt, empfahl die Enbloe-Annahme derſel⸗ 
ben und wurde, wie wir bereits mitgetheilt, auch 
demgemäß beſchloſſen, nachdem eine ſehr lebhafte 
Debatte über die im $ 2 oben geſperrt gedruckte 
Stelle ſtattgefunden hatte. Bei Faſſung dieſer 


2) 


Ba ET Re AH 

Stelle war der Magiſtrat von de 
gangen, daß die Sparkaſſe vor Schaden nur dann 

bewahrt bleiben kann, wenn der Anſpruch aus 
einem, von dem Einleger innerhalb 4 Wochen 
von der Annahmeſtelle nicht abgeholten Spar⸗ 
kaſſenbuche, welches von der Annahmeſtelle an die 
Sparkaſſe nicht zurückgeliefert iſt, an die Stadt⸗ 
gemeinde Stettin völlig verloren gehen muß. 
Einige Mitglieder der Verſammlung glaubten je- 
doch, daß durch dieſe Faſſung die Einzahler die 
Anſicht haben könnten, daß die Stadt die Spar- 
kaſſenbücher überhaupt nicht mehr honoriren wolle, 
wenn dieſelben innerhalb 4 Wochen von der An⸗ 
nahmeſtelle nicht abgeholt oder von dem Vorſteher 


geſendet ſeien, während ſich in Wahrheit der Ma⸗ 


waige Untreue eines Annehmers ſchützen und nicht 
länger als 4 Wochen Regreßpflicht übernehmen will. 
Es wurden in Folge deſſen nicht weniger als neun 
Abänderungs⸗Anträge geſtellt und charakteriſtiſch 
war dabei wieder der Umſtand, daß die fünf in 
der Verſammlung anweſenden Juriſten — die 
Herren Dr. Amelung, Bohm, Maſche, Wendlandt 
und Werner — widerſprechende, ganz entgegen- 
ſtehende Anfichten hatten. Zwei derſelben traten 


dieſelbe und einer war unſchlüſſig, was er zu 
thun habe. Unter dieſen Umſtänden bezeichnete 
der Referent die ganze Frage mit Recht als eine 
bloße Doktorfrage, welche in der Praxis kaum 
jemals zur Entſcheidung kommen dürfte. Dafür 
ſpricht auch der Umſtand, daß auf eine Anfrage 
bei dem Berliner Magiſtrat der Beſcheid einge 
gangen iſt, daß in Berlin ſeit Errichtung der dor⸗ 
tigen Annahmeſtellen noch nie der Fall vorgekom⸗ 
men iſt, daß ein Einleger ſein Guthabenbuch nicht 
innerhalb 4 Wochen von der Annahmeſtelle ab- 
geholt hätte. Wir wollen hier nicht die ſämmt⸗ 
lichen Anträge mittheilen, welche aus der Ber- 
fſüammlung geſtellt ſind, da dieſelben ſämmtlich ab⸗ 
gelehnt und dadurch gegenſtandslos geworden 
find. Wir wiederholen, daß die Vorlage, dem 
Antrage des Referenten entſprechend, en bloc an- 
genommen wurde. 
Ein von den Vorſtehern der Sparkaſſe un- 
term 12. d. M. gefaßter Antrag, welcher dahin 
geht, daß die ſtädtiſche Sparkaſſe im Intereſſe der 
Handwerker und Arbeiter täglich von 9 Uhr Mor- 
gens bis 1 Uhr Nachmittags für das Publikum 
geöffnet bleiben ſoll, wird vom Referenten em 
pfohlen und von der Verſammlung angenommen. 
Ueber die beantragte Abänderung des Nor- 
malbejoldungs-Planes für die ſtädliſchen Elemen⸗ 
tarlehrer referirt Herr Dr. Eckert. Bereits wie- 
derholt iſt darauf hingewieſen worden, daß eine 
Aenderung in dem Beſoldungsplan der Elementar- 
lehrer eintreten müſſe, die Gehälter ſind jetzt theil⸗ 
weiſe ſehr gering und ungleich vertheilt. Die 
Schul⸗Deputation hat ſich in Folge deſſen veran- 
laßt geſehen, unter eingehender Begründung eine 
Veränderung des § 4 des Normal-Beſoldungs⸗ 
palanes zu beantragen. Der Magiſtrat hat dieſe 
Anträge einer Berathung unterzogen und be⸗ 
ſchloſſen, daß der d 4 des Normal- Beſoldungs⸗ 
planes vom 27. Dezember 1876 in Betreff der 
Beſtimmungen für Lehrer, welche das 20. reſp. 
25. Dienſtjahr vollendet haben, folgende Faſſung 
erhält: 5 ö 
J. Zu einer mit 2200 M. dotirten Stelle 
können Lehrer unter Vorausſetzung untadeliger 
Dienſtführung und zufriedenſtellender Leiſtungen, 
welche mindeſtens einen Kurſus in der Lehrer- 
Paortbildungsanſtalt mit Erfolg abſolvirt oder eine 
Zeichenlehrer- oder Muſiklehrerprüfung beſtanden 
bhaben, nach 20jähriger Dienſtzeit — wenn fie 
die Mittelſchullehrerprüfung beſtanden haben, nach 
15jähriger Dienſtzeit, zu den Stellen mit 2400 
Mark unter denſelben Vorausſetzungen nach voll- 
endeter 25, reſp. bei abſolvirter Mittelſchullehrer⸗ 
prüfung nach vollendeter 20jähriger Dienſtzeit durch 
die Schul-Deputation vorgeſchlagen werden. Die 
Wahl erfolgt durch den Magiſtrat. Die Abjol- 
virung eines Kurſus in der Lehrer-Fortbildungs⸗ 
anſtalt wird für dieſe Stellen erſt vom 1. April 
1888 ab verlangt. Die Anzahl der mit 2200 
reſp. 2400 Mark dotirten Stellen beträgt zwei 
Siebentel der etatsmäßigen Lehrerſtellen (exkl. 
Hauptlehrerſtellen), die Zahl der mit 2400 Mark 
dotirten Stellen darf höchſtens ein Siebentel aller 
Stellen betragen. Dieſe Beſtimmung behält Gül- 
tigkeit nur für die jetzt im Dienſte befindlichen 
feſt angeftellten Lehrer. 
II. Für die vom 1. April 1886 ab neu an- 
zuſtellenden Lehrer tritt unter Aufhebung des 8 4 
des Beſoldungsplanes vom 21. September und 
17. Dezember 1876 folgender Beſoldungsplan 
von dem genannten Zeitpunkt ein: „das Gehalt 
der Lehrer an den Volks-, Bürger- und Mittel- 
ſchulen, ſoweit die Stellen nicht feſt dotirte find, 
beträgt nach abjolgirtem erſten Examen 900 Mar. 
und ſteigt am 1. Januar reſp. 1. Juli nach ab⸗ 
ſolvirtem zweiten Examen auf 1200 Mark. Von 
letzterem Termine ab werden den Lehrern folgende 
Dienſtalterszulagen unter Vorausſetzung untade⸗ 
liger Dienſtführung und zufriedenſtellender Leiftun- 
gen auf Grund beſonderen Vorſchlages der 
Stadt-Schul-Deputation gewährt, wodurch ſich 
ihr Einkommen ſtellt: nach vollendetem 5. 
bis zum vollendetem 9. Dienſtjahre auf 1400 
Mark, nach vollendetem 12. Dienſtjahre auf 1600 
a nach vollendetem 15. Dienſtjahre auf 1800 
Mark, nach vollendetem 20. Dienſtjahre auf 2000 
nach vollendetem 23. Dienſtjahre auf 2100 
i nach vollendetem 25. Dienſtjahre auf 2200 
an nach vollendetem 28. Dienſtjahre auf 2300 
= Mark, nach vollendetem 28. Dienſtjahre bis auf 
22400 Mark. Von den Lehrern der 4 letzten Ge⸗ 


haltsſtufen ift der Nachweis des erfolgreichen Be- 
ſuches von mindeſtens einem Kurſus der bieſigen 
Lehrer-Fortbildungsanſtalt 
jetzt im Dienſte befindlichen Lehrern iſt geſtattet, 
ſich dem neuen Beſoldungsplan anzuſchließen, jo 
daß die Berechnung des früheren Dienſtantritts 
aufgehoben wird und an Stelle derſelben die neue 
vom 1. Januar reſp. 


ſammlung berathen werden. 


der Annahmeſtelle nicht an die Sparkaſſe zurück⸗ 
Friſten von 5, 4, 3 reſp. 2 Jahren enthält und 
wurde von verſchiedenen Seiten hervorgehoben, 


giſtrat durch den Paragraphen nur gegen die et- 
l daß ein gleichmäßiges Steigen von 4 zu 4 Jah- 


für die Magiſtratsvorlage ein, zwei waren gegen 


tivirung der Gehaltsſkala. Sehr ausführlich geht 
der Redner auf die Fortbildungsſchulen ein, deren 


Lehrer hätten die Prüfung beſtanden, und wenn 


ſelbſtſtändige Studien treiben möchten, nimmt die 


eintreten laſſen, folgende beachtenswerthe Grund- 


allerdings eine Sonntagsentheiligung vor; bis an 
die befriedete Wohnung aber gehen die Befugniſſe 
der Polizei nicht. — Wenn alſo beiſpielsweiſe 
ein Käufer in demſelben Hauſe mit dem Laden- 
inhaber wohnt und ſich durch eine im Innern des 
Hauſes befindliche Thür in den Laden begiebt, jo 
tritt nach dieſer Entſcheidung des Kammergerichts 


bericht der Stettiner Straßen⸗Eiſenbahn pro 


Einnahmen 267,113,16 M., davon 112,656,46 
M. auf der Strecke Weſtend⸗Elyſium u. 154, 456,70 
M. auf der Strecke Frauendorf-Bellevue. 
kommen dabei auf Einzelbillets 253,722,66 M., ſchaft“ (3 Bände. 1850), ſowie Schriften über 


Be ee 


auf Abonnements 


Freren „ 
IR 25 5 


75 5 Fe 
13,225, 


e 
uf 
zu verlangen. Den 
in dieſem Jahre eine Mehreinnahme von 5142,51 
M. zu verzeichnen iſt. Befördert wurden im vo⸗ 
rigen Jahre durch die Straßenbahn (ausſchließ lich 
der Abonnenten) insgeſammt 2,138,280 Perſonen, 
davon auf der Strecke Weſtend⸗Elyſtum 974,487, 
auf der Strecke Frauendorf⸗Bellevue 1,163,793. 
Auf beiden Strecken war im Monat Auguſt die 
größte Frequenz und im Monat Februar die ge 
ringſte. Durchſchnittlich wurden auf der Strecke 
Weitend - Elyfium pro Tag 2663 Perſonen und 
auf der Strecke Frauendorf- Bellevue 180 Per⸗ 
ſonen befördert, die Einnahme ſtellt ſich im Durch⸗ 
ſchnitt pro Tag auf der Strecke Weſtend-Elyſtum 
auf 293,61 M., auf der Strecke Frauendorf⸗ 
Bellevue auf 399,62 M. Im Ganzen wurden 
bei 109,972 Fahrten 687,561,7 Kilom. zurück⸗ 
gelegt, davon auf der Strecke Weftend-Elyfium 
55,301 Fahrten mit 278,209,4 Kilom. und auf 
der Strecke Frauendorf⸗Bellevue 54,672 Fahrten 
mit 409,356, Kilom,; durchſchnittlich pro Tag 
wurden 1878,6 Kilom. in 300 Fahrten zurück- 


1. Juli nach abſolvirter 
2. Prüfung tritt. 

III. Ueber die Feſtſetzung der Mittelſchul⸗ 
lehrergehälter ſoll erſt nach Annahme der Beſchlüſſe 


ad 1 und 2 durch die Stadtverordneten-Ver⸗ 


Zur Erwägung kam die Zweckmäßigkeit der 
jetzigen Gehaltsſkala, welche eine Abſtufung der 


ren gerechtfertigter wäre. Indeſſen wurde mit 
Rückſicht auf den beſtehenden Normal-Bejoldungs- 
plan, welcher die Abſtufung von 5, 4 und 3 
Jahren enthält, von weitergehenden Aenderungen 
Abſtand genommen. 0 

Von Seiten des hieſigen pädagogiſchen Ver⸗ 
eins und einer Anzabl Elementarlehrer find bei 
der Verſammlung Petitionen eingegangen, welche 
um Ablehnung der Vorlage bitten. Det Referent 
führt aus, daß ſich die Finanz- Kommiſſion ein⸗ 
gehend mit der Vorlage beſchäftigt habe, ſie ſtehe 
den auf die Förderung des Lehrerſtandes gerich⸗ 
teten Beſtrebungen durchaus wohlwollend gegen- 
über. Für ihn perſönlich wäre die Herabſetzung 
des Minimalgehaltes von 1050 auf 900 Mark 
nicht annehmbar geweſen; die Majorität der Kom- 
miſſion habe ſich jedoch dafür ausgeſprochen. Da⸗ 
gegen habe man die aufgeſtellte Gehaltsſkala, 
welche die Zulage um drei Jahre zurückſtelle, nicht 
annehmen können. Auch von einer Prüfung über 
den Erfolg des Beſuches der Fortbildungsſchule 
habe die Finanzkommiſſion Abſtand zu nehmen ge- 
glaubt. Die Vorlage des Magiſtrats wäre dem 
nach abzulehnen; hinſichtlich der alten Beſtim- 
mung, daß Lehrer ſich durch „beſonders gute Lei- 
ſtungen“ auszuzeichnen hätten, um das Gehalt 
von 2200 und 2400 Mk. zu erreichen, bean⸗ 
trage die Kommiſſion, zu ſetzen „Lehrer von un- 
tadeliger Dienſtführung und zufriedenſtellenden 
Leiſtungen“. — An der Debatte betheiligen ſich 
die Herren Sieber und Petermann zu 
Gunſten der Lehrer. Herr Stadtſchulrath Kro ſt a 
dankt der Kommiſſion für das den Volksſchulleh⸗ 
rern bezeugte Wohlwollen. Doch müſſe man 
bedenken, daß der Magiſtrat, ſo wohlwollend er ſich 
auch der Verbeſſerung der Gehälter der Lehrer gegen- 
überſtelle, auch mit andern Faktoren zu rechnen habe. 
Die Verhältniſſe wären ſchlimm, beſonders aber für 
die alten Lehrer. Man habe daher — und es ſei 
ihm ſelbſt aus Lehrerkreiſen der Gedanke nahe 
gelegt worden — ſich dafür entſchieden, unten ab- 
zuſtreichen und oben zuzulegen. Das ſei die Mo- 


Elyſtum 3,50 Perſonen und auf der Strecke 
Frauendorf⸗Bellevue 2,84 Perſenen pro Kilom. 
befördert. Der Pferdebeſtand betrug zu Anfang 
des Jahres 122 Stück, zugekauft wurden im Laufe 
des Jahres 19 Stück, während ebenſoviel durch 
Verkauf (16) und durch Tod (3) abgingen, fo 
daß am 31. Dezember noch 122 Stück vorhanden 
waren, die Arbeitsleiſtung pro Pferd und Tag be- 
trug 22,2 Kilom.; die Schonungstage jür Pferde 
betrugen 895, die Krankentage 4352, die haupt⸗ 
ſächlichſten Krankheiten waren Huf- und Feſſel⸗ 
lahmbeiten. An Fourage wurden verabreicht 
338,664 Kilo Hafer, 60,579 Kilo 


für 383,75 M. Kleie und Leinkuchen. 
Durchſchnittspreis der Ration ftellt ſich auf 1,68 M. 
pro Tag, gegen 1,54 M. im Jahre 1883. Der 
Wagenpark beſteht gegenwärtig aus 24 Berjonen- 
wagen, 1 Einfahrwagen, 3 Laſtwagen und 2 
Lowries. Der Reingewinn der Geſellſchaft be— 
trug 24359,82 M., biervon find ſtatutenmüßig 
5 Prozent (1218 M.)] dem Reſervefonds zu 
überweiſen, jo daß 2314,82 M. zur Verfügung 
der General⸗Verſammlung verbleiben, welcher Er- 
trag die Gewährung einer Dividende von 2 Pro 
zent auf das Aktienkapital von 1,150,000 M., 
alſo von 10 M. auf jede Aktie von 500 M. 
geſtattet. Die fünfte ordentliche General-Ber- 
ſammlung findet am 11. März d. J. ſtatt. 

— Einen recht erheblichen Verluſt hat geſtern 
der Kohlenhändler Bumke erlitten. Auf dem 
auf der Oberwiek an der Oder belegenen Lager⸗ 
platz deſſelben war ein Wagen mit Kohlen bela- 
den, zwei Pferde waren bereits vorgeſpannt, als 
dieſelben plötzlich ſcheuten, nach rückwärts gingen 


ſtießen. Durch die Schwere des Wagens wurden 
die Thiere mit herabgeriſſen und gelang es erſt 
nach kurzer Zeit, dieſelben todt aus dem Waſſer 
zu bringen. Auch der Wagen wurde nach län- 
gerer Arbeit aus dem Waſſer gezogen. Herr B. 
mußte erſt vor wenigen Tagen ein Pferd wegen 
Krankheit zum Schlachten verkaufen und war 
geſtern, während ſich der Unglücksfall zutrug, 
nach außerhalb gefahren, um Erſatz dafür zu 
kaufen. 8 

— Während bisher nur auf den Korridoren 
und dem Flur des Stadttheaters Oellampen an- 
gebracht waren, ſind jetzt auch im Zuſchauerraum 
ſolche angebracht, um auch dort bei etwaiger 
Feuersgefahr und beim Verlöſchen des Gaſes we⸗ 
nigſtens etwas Licht verbreiten zu können. Es 
ſind im Ganzen vier ſolcher Lampen aufgehängt, 
und zwar zwei im erſten Rang, welche auch nach 
dem Parquet ihren Lichtſchein werfen ſollen und 
je eine im zweiten und dritten Rang. 

— Auch in dieſem Jahre hat ſich der Ge- 
ſang⸗Verein der Stettiner Handwerker ⸗ 
Reſſource unter Leitung des Herrn Lehrers 
Riecke die Aufgabe geſtellt, eine größere Kom⸗ 
poſition öffentlich zum Vortrag zu bringen. Es 
iſt hierzu wiederum eine Kompoſition von W. 
Tſchirch gewählt worden, und zwar „Bilder aus 
Thüringen“, Zyklus von 10 Geſängen mit ver- 
bindender Deklamation für Solo, Chor und Or- 
cheſter. In anſprechenden Melodien werden die 
bedeutendſten Punkte Thüringens darin beſungen 
und bietet das Werk eine ganze Reihe der wirk⸗ 
ſamſten Solo- und Chorgeſänge. Erſtere ſind 
durch die beſten Kräfte des Vereins beſetzt und 
verſpricht die Aufführung des Werkes, welche am 
Donnerſtag, den 26. Februar, Abends im Saale 
der Grünhof-Brauerei (Bock) ſtattfindet, für alle 
Mufit- und Sangesfrennde einen hohen Genuß, 
um jo mehr, als die Orcheſter⸗Begleitung von 
der trefflichen Kapelle des 34. Regiments unter 
Leitung des Herrn Kapellmeiſters Jancovius 
übernommen iſt. Sicher wird ſich das Konzert, 
deſſen erſter Theil eine Reihe auserleſener Konzert⸗ 
piecen und Chorgeſänge bietet, eines zahlreichen 
Beſuchs zu erfreuen haben. 


Kunſt und Literatur. 


Theater für heute: Stadttheater: 
„O dieſe Mädchen.“ Schwank in 4 Akten. 


Beſuch ſich ſehr ſegensreich erwieſen. Berei's 106 
jetzt die Petenten gegen letztere aufträten, jo jeien 
dieſe Klagen alt. Stettin bezahle ſeine Lehrer 
nicht ſchlecht. Mit Ausnahme von Berlin, Frank- 
furt a. M., Altona, wo anerkanntermaßen beſon⸗ 
ders theure Verhältniſſe walteten, gehe keine Stadt 
über die Lehrergehälter Stettins; Breslau, Königs⸗ 
berg, Danzig ſtänden unter denſelben. Ebenſo 
wäre der Vorwurf nicht gerechtfertigt, daß die 
Beamten beſſer geſtellt ſeien als die Lehrer. Den 
Bedenlen der Finanzkommiſſion gegenüber ziehe er 
jedoch die neue Gehaltsſkala zurück. Nach eini⸗ 
gen kurzen Bemerkungen des Referenten gegenüber 
dem Herrn Stadtſchulrath über die Richtigkeit der 
von ihm angezogenen Zahlen und nachdem Herr 
Graßmann betont, daß die Elementarlehrer 


Verſammlung die obigen Anträge der Kommiſſion 
mit großer Majorität an. 

Stetiwm, 21. Februar. In Bezug auf die 
Sonntagsentheiligung hat das Kammergericht kürz⸗ 
lich als Reviſions-Inſtanz in der Kontraventlons⸗ 
ſache gegen einen Kaufmann B., welcher an einem 
Sonntag während der Kirchzeit einen Käufer 
durch eine äußere Thür in ſeinen Laden hatte 


ſätze ausgeſprochen: Bei dem Eintreten eines 
Käufers durch die äußere, an der Straße liegende 
Thür bedarf es zur Verurtheilung des Kontra- 
vententen nicht der Feſtſtellung, daß Jemand an 
dem Vorgange Aergerniß genommen habe. Die 
Regterungsverordnung dom 1. Juli 1858 iſt nur 
inſofern gültig und rechtsbeſtändig, als ſie mit der 
königlichen Kabinetsordre vom 7. Februar 1837 
und dem § 366 Ziff. 1 des Strafgeſetzbuchs nicht 
im Widerſpruch ſteht. Da dieſe nur die äußere 
Heilighaltung des Sonntags anordnen, ſo könne 
auch die Regierungsverordnung den gewerblichen 
Verkehr im Innern des Hauſes nicht unterſagen. 
Wenn der Handel über die Straße gehe, ſo liege 


Strafloſigkeit ein. 
Nach dem uns vorliegenden Geſchäfts⸗⸗ 


— In Jena ſtarb am 16. d. Mts. der Geh. 
Hofrath Dr. Ernſt Erhard Schmid, Profeſſor 
der Mineralogie, geb. 1815 in Hildburghauſen. 
Er hat gemeinſam mit Schleiden eine „Encyflo- 
pädie der geſammten theoretiſchen Naturwiſſen⸗ 
ſchaften in ihrer Anwendung auf die Landwirth⸗ 


1884 betrugen im vergangenen Jahr die Betriebs 


Es 


50 M. und auf Extra- („Die geognoſtiſchen V 


wagen 165 M. Im Jahre 1883 betrug die) bei Jena“ (1846) und „Ueber die Natur der 
Belrlebs-Elnnahme nur 257,986,10 M., ſo daß Kieferhölzer“ (1855) herausgegeben. 


gelegt und durchſchnittlich auf der Strecke Weſtend⸗ 
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und den Wagen über das Bollwerk in die Oder 
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Vermiſchte Nachrichten. 

— In befreundetem Kreiſe erzählte Ju ſtus 
von Liebig gern folgendes Erlebniß, das bis 
jetzt wenig in die Oeffentlichkeit gedrungen iſt. 
„Als ich noch Profeſſor in Gießen war, geſchah 
es, daß einem Bauer aus der Umgegend beim 
Transport in die Stadt ſein ganzer Eiervorrath 


zerbrach. Unten im Korb hatte er ſein Silbergeld 


verborgen, womit er Steuern zahlen wollte. Da 
die Eier nun nicht mehr friſch geweſen waren, 
hatte das ſich in ihnen entwickelnde Schwefelwaſſer⸗ 
ſtoffgas ſein ſämmtliches Silbergeld ſchwarz ge⸗ 
färbt; dies zweideutige Geld aber wies der Steuer- 
beamte zurück. Nun war mein Bäuerlein in großer 
Verlegenheit. Da ſagte ihm ein anweſender Spaß⸗ 
vogel: „Kommen Sie nur mit mir, da iſt bald 
Rath geſchafft.“ Er führte ihn vor mein Haus: 
„Da gehen Sie nur hinein und fragen Sie nach 
Herrn Profeſſor Liebig, der kann Ihnen das Geld 
wieder blitzblank machen.“ Wer war froher als | 
mein Bauer. Er trat gleich mit der Frage in 
mein Lavoratorium ein: „Iſt Er der Liebig, der 
ſchwarzes Geld wieder weiß färben kann?“ — 
„Jawohl“ ſagte ich — „das kann ich!“ — In 
wenigen Minuten hatte ich durch einige Bader 
verſchiedener Säuren den Schaden wieder gut ge⸗ 
macht. Der Bauer, der ſehr zweifelhaft zuge⸗ 
ſchaut hatte, lachte nun über's ganze Geſicht: 
„Na, was koſtet's denn?“ fragte er treuherzig. 
„Das koſtet nichts, lieber Freund.“ — „Na, na, 
umſonſt wird Er doch nicht färben, genir' er ſich 
man nicht, was koſt's?“ — „Nichts.“ — „Na“ 
— und damit griff er in die Taſche und legte 


Eibſen, einen Sechſer auf den Ti dann kann Sei 
188,092“ J Kilo Heu, 217,319 Kilo Stroh und a ou n — 


Der | 


Geſell ih dafür in Schnaps kaufen“. — — — 
Mein „Geſell“ war aber Niemand anders ale 
Aſſiſtent, Doktor Niemeyer. — Das Trink- 
geld hat uns nicht wenig Spaß gemacht!“ 

— (Gut gemeint.) Arzt: „Der Fall bei 
Ihrer Frau iſt ſehr bedenklich, und wäre es mir 
lieb, wenn Sie noch einen Spezialiſten zur Kon⸗ 
ſultation betziehen würden!“ — Mann: „Sehen 
S', Herr Doktor, da bab' halt ich einmal wie⸗ 
der recht! Schon lang' red' in meiner Frau zu, 
ſie ſoll einen ordentlichen Arzt fragen — aber 
immer hat s' g'meint, es könnt' Sie ver⸗ 
drießen!“ 


(Ein Liebesbarometer.) „Arthur, ich 
fürchte, ich fürchte — Du liebſt mich nicht meh?!“ 
„Aber Emma, wie kannſt Du ſo etwas denken?“ 
„Ja, ſiebſt Du, Arthur, ſonſt haft Du jo lange 
zum Handſchuhknöpfen gebraucht — und jetzt biſt 
Du ſo ſchnell damit fertig!“ 


Verantwortlicher Redattenr : W. Siever 


Telegraphiſche Depeſchen. 
Braunſchweig 20. Februar. Die „Braun⸗ 
ſchweigiſchen Anzeigen“ veröffentlichen eine Ver⸗ 
ordnung, wonach der Regentſchaftsrath in Folge 
beſonderer Umſtände beſchloſſen hat, eine nochma⸗ 
lige Verlängerung der Vertagung des auf den 24. 
d. M. berufenen Landtages, und zwar bis zum 
10. März d. J. eintreten zu laſſen. 

Wien 19. Februar. Die „Politiſche Kor⸗ 
reſpondenz“ meldet aus Konſtantinopel, der Zu- 
ſtand Wettendorf Beys habe ſich derart verſchlim⸗ 
mert, daß an dem Aufkommen deſſelben gezweifelt 
wir 


d. 

Wien, 20. Februar. Der Großherzog von 
Sachſen - Weimar beſuchte geſtern Nachmittag den 
Kronprinzen, die Kronprinzeſſin und die hier an⸗ 
weſenden Erzherzöge und empfing ſpäter den Be⸗ 
ſuch des Kaiſers. Morgen findet zu Ehren des 
Großherzogs ein Diner bei dem deutſchen Bot- 
ſchafter ſtatt. 

Paris, 19. Februar. Eine der „Ag. Havas“ 
aus Kep vom 19. d. M., 4 Uhr Nachmittags, 
zugegangene Depeſche meldet: General Briöre de 
Jole iſt über Baclé mit dem Hauptquartier in 
Hanoi eingerückt. Die Straße war frei, die Ber- 
theidigungswerke verlaſſen. General Negrier bleibt 
n Langſon. 


Mons, 20. Februar. Etwa 3000 Arbeiter 
der Koblengruben „Levant du Flenu“, „Probuits“ 
und „Belle et Bonne“ bei Jemappes haben heute 
früb die Arbeit eingeſtellt und fordern eine Er- | 
höhung des Lohnes. 
Rom 20. Februar. Geſtern Abend 10 Uhr | 
explodirte vor dem kleinen Seitentbor der Depu⸗ 
lirtenkammer eine mit Pulver gefüllte Flaſche; 
ein Schaden iſt hierbei nicht angerichtet worden; | 
es Scheint ſich nur um einen groben Unfug ae- 
handelt zu haben. N 


Kairo, 20. Februar. In der Konſularkom⸗ 
miſſion zur Berathung der Fragen, welche mit 
der freien Schifffahrt auf dem Suezkanal zujam- 
menhängen, werde auch die Türkei und Egypten 
vertreten ſein, doch dürfte Letzteres wahrſcheinlich 
keine beſchließende Stimme erhalten. 

Korti, 20. Februar. General Stewart iſt 
in Folge der in dem Gefecht bei Metammeh er- 
haltenen Wunden am 16. d. Mts. in Gakdul 
geſtorben. 

‚Korti, 19. Februar. (Telegramm des „Reu⸗ 
ter ſchen Bureaus“.) Eine Depeſche Brackenburys 
vom 15. d. M. meldet, ſeine Schiffe bätten die 
Stromenge von Shukook ohne Beläſtigung durch 
den Feind paſſirt, letzterer habe längs des Eng- 
paſſes zwar Schanzen aufgeworfen gehabt, dieſel⸗ 
ben aber wieder verlaſſen, er hoffe gegen Ende 
des Monats in Abu Hamed einzutreffen, wo der 
Feind in großer Stärke konzentrirt ſein ſolle. 


